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Reisefähigkeit: Nicht der Arzt entscheidet
Ärztekammer informierte über Bedeutung und Anforderungen ärztlicher Atteste in Asylverfahren  von Klaus Dercks, ÄKWL

ährend der Zustrom von Flüchtlin-
gen nach Deutschland unvermindert 
anhält, baut sich in Arztpraxen und 

Krankenhäusern eine weitere Welle auf: Ärz-
tinnen und Ärzte werden künftig häufiger 
als bisher mit der Frage konfrontiert werden, 
ob gesundheitliche Beeinträchtigungen ein 
„Vollstreckungshindernis“ für die Ausreise-
pflicht abgelehnter Asylbewerber sein könn-
ten. Ärztlichen Attesten kommt im Asylver-
fahren besondere Bedeutung zu. Gemeinsam 
mit Vertretern von Ausländerbehörden und 
Gesundheitsamt informierte die Ärztekammer 
Westfalen-Lippe deshalb im Oktober über die 
speziellen Anforderungen an Atteste und die 
Rolle des Arztes bei der Entscheidung über die 
„Reisefähigkeit“.

Zur Rückreise in sichere Herkunftsländer wer-
den in den kommenden Monaten wohl viele 
Menschen aufgefordert werden: Dr. jur. Martin 
Sommer, Kreisdirektor des Kreises Steinfurt, 
warf aus kommunaler Sicht ein Schlaglicht 
auf die Entwicklung der Asylbewerber-Zahlen, 
die Städte und Gemeinden bis an die Grenzen 
fordere. Habe seine Behörde Anfang Oktober 
vergangenen Jahres noch 371 Menschen in 
Asylverfahren betreut, seien es in diesem Jahr 
am 1. Oktober fast zehnmal so viele, nämlich 
3527 gewesen. „Bis zum Jahresende könnten 
es 6.000 bis 7.000 sein“, schätzte Sommer. 

Doch längst nicht jeder Antrag hat Aussicht 
auf Erfolg. Werde ein Asylantrag abgelehnt, 
werde der Bewerber zur freiwilligen Ausrei-
se aufgefordert. Meist ohne Effekt – „es gibt 
ein krasses Missverhältnis zwischen der Zahl 
Ausreisepflichtiger und der Zahl derer, die tat-
sächlich das Land verlassen.“ Oft lasse sich die 
Pflicht zur Ausreise nicht durchsetzen: Per-
sonalmangel der zuständigen Behörden und 
fehlende Identitätspapiere der Asylbewerber 
stünden oft einer Abschiebung entgegen. Und 
auch gesundheitliche Beeinträchtigungen 
können ein Hindernis sein. Die Frage der „Rei-
sefähigkeit“ gewinnt so zentrale Bedeutung 
für viele abgelehnte Bewerber – und mit ihr 
auch das ärztliche Attest dazu.

Ganz gleich, ob ein Attest auf Initiative der 
Betroffenen oder auf Anforderung einer Be-
hörde erstellt wird: „Ärzte sind Sachverständi-

ge, nicht Entscheider“, machte Axel Niemeyer, 
Leiter des Rechts- und Ausländeramtes der 
Stadt Münster, die Rollenverteilung im Ver-
fahren unmissverständlich deutlich. „Es hilft 
dem Betroffenen deshalb nicht, wenn ein At-
test besagt: ,XY ist nicht reisefähig’.“ Gleich-
wohl könne ein ärztliches Attest ein Impuls 
für die Behörde sein, die Frage der Reisefähig-
keit eingehender zu untersuchen.

„Die Begutachtung der Reisefähigkeit ist ein 
ausgesprochen unbeliebtes Thema“, machte 
Dr. Rudolf Lange, Leiter des Gesundheitsamtes 
des Kreises Mettmann, kein Hehl daraus, dass 
die angefragten Atteste Ärztinnen und Ärzte 
in einen Interessenkonflikt hineinziehen kön-
nen. Gewohnt, sonst „in dubio pro aegroto“ 
zu handeln, seien sie als Gutachter der Neu-
tralität verpflichtet. „Der ärztliche Gutachter 
arbeitet sachverständig und ergebnisoffen, 
damit die Behörde eine Entscheidungsgrund-
lage bekommt.“ Oft seien dabei zunächst ein 
primär kurativ tätiger Arzt und anschließend 
ein zweiter Kollege aus dem amtsärztlichen 
Dienst als Gutachter gefragt.

„Sagen Sie, was der Patient hat und was das 
bedeutet“, brachte Dr. Lange die Anforderun-
gen an das ärztliche Attest knapp auf den 
Punkt und stellte beispielhaft eine struktu-
rierte Herangehensweise zur sachlichen und 
differenzierten Darstellung der Kriterien für 
eine Reisefähigkeit vor: So solle zunächst der 
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NEUE BROSCHÜRE

Hilfreich für die Praxis

Gemeinsam mit der Stadt Münster hat die 
Ärztekammer Westfalen-Lippe eine Bro-
schüre zur Bedeutung und Anforderungen 
an das ärztliche Attest im Asylverfahren 
erarbeitet. Sie gibt einen Überblick über 
das Verwal-
tungsverfahren 
und praxisori-
entierte Emp-
fehlungen zur 
Erstellung von 
„Reisefähig-
keitsattesten“.

Die Broschüre 
und weitere 
Materialien zur 
medizinischen Versorgung von Flücht-
lingen sind im Internet herunterzuladen 
unter www.aekwl.de/index.php?id=5661. 
Druckexemplare können angefordert wer-
den bei der Service-Hotline der Ärztekam-
mer: 0251 929-2013.

Das ärztliche Attest: 
Bedeutung und Anforderung im Asylverfahren

Dr. Michael Schwarzenau (l.), Hauptgeschäftsführer der Ärztekammer Westfalen-Lippe, begrüßte rund 90 Ärztinnen und Ärzte 
zur Informationsveranstaltung zu Bedeutung und Anforderungen an ärztliche Atteste im Asylverfahren. Foto: kd
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Voraussetzungen der Befreiung vom Notfalldienst
Beschluss des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen vom 10.02.2015 von Ass. jur. Christian Halm, Ressort Recht der Ärztekammer Westfalen-Lippe

itunter beantragen niedergelassene 
Ärzte aus gesundheitlichen Gründen 
vom ärztlichen Notfalldienst befreit 

zu werden. Unter welchen Voraussetzungen 
dies möglich ist, hat jetzt das Verwaltungs-
gericht Gelsenkirchen am 10.02.2015 (Az. 7 L 
2116/14) noch einmal in überzeugender Weise 
dargelegt. Erwirkt hatte die Entscheidung ein 
im Bereich der Ärztekammer Westfalen-Lippe 
niedergelassener Arzt, der nachgewiesen hat-
te, chronisch erkrankt zu sein. Auf Grund sei-
ner rein privatärztlichen Tätigkeit ergab sich 
die Zuständigkeit der Ärztekammer Westfa-
len-Lippe für die Heranziehung zum Notfall-
dienst. Gegen den entsprechenden Bescheid 
erhob der Arzt Klage. In dem der Entscheidung 
zugrunde liegenden Verfahren des einstweili-
gen Rechtsschutzes begehrte er unter ande-
rem, die Ärztekammer zu verpflichten, ihn von 
der Teilnahme am Notfalldienst zu befreien. 
Das Gericht lehnte den Antrag ab. Der Arzt hat 
die Klage gegen den Heranziehungsbescheid 
nach der zwischenzeitlich erfolgten gerichtli-
chen Verhandlung zurückgenommen. 

Gründe

Zur Begründung hatte das Gericht unter ande-
rem ausgeführt, gemäß § 11 der Gemeinsamen 
Notfalldienstordnung (GNO) der Ärztekammer 
Westfalen-Lippe und der Kassenärztlichen 
Vereinigung Westfalen-Lippe vom 11. Novem-
ber 2009/20. März 2010 könnten Ärzte auf 
schriftlichen Antrag auf Dauer oder befristet 
von der Teilnahme am ärztlichen Notfalldienst 
befreit werden, wenn schwerwiegende Grün-
de vorliegen. Dazu gehöre eine nachgewiese-
ne schwere Erkrankung oder Behinderung des 
Arztes, sofern sich die Erkrankung oder Be-
hinderung in einem nennenswerten Umfang 
auf die Praxistätigkeit nachteilig auswirke 
und dem Arzt deshalb die Beauftragung eines 
Vertreters für den Notfalldienst auf eigene 
Kosten nicht zugemutet werden könne. An 
der zuletzt genannten Voraussetzung fehle 
es hier. Der Antragsteller habe in den Jahren 
2010/2011 jährlich jeweils über 100.000 € 
Einkünfte aus seiner selbständigen Tätigkeit 
erzielt, die 2012 auf rund 30.000,00 € gesun-
ken, dann aber 2013 auf 68.589 € und 2014 
auf 75.000 € angestiegen seien. 

Die voraussichtlichen Einkünfte 2015 schätz-
te der Antragsteller selbst auf eine ähnliche 
Höhe wie 2013 und 2014 ein. Damit erziele 
er aus seiner ärztlichen Tätigkeit mit weit 
über 65.000 € Jahreseinkommen Einkünfte in 
ausreichender Höhe, um einen Vertreter mit 
der Durchführung der vier Notfalldienste im 
Jahr beauftragen zu können. Darauf, ob und 
inwieweit die Einkünfte allein krankheitsbe-
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medizinisch-diagnostische Ausgangssachver-
halt dargelegt werden, eine funktionelle und 
problemorientierte Bewertung schließe sich 
an. „Dabei kann beispielsweise ausgeführt 
werden, welche gesundheitliche Gefährdung 
durch einen Transport besteht.“ Ein dritter 
Abschnitt des Attests könne „Schutz- und 
Abhilfemöglichkeiten“ aufzeigen, also etwa 
begleitende Maßnahmen, die das Risiko für 
Gesundheitsstörungen verringern. Schließlich 

könne, falls gegeben, die Option eines zeitli-
chen Aufschubs erläutert werden – „alles mit 
einer distanzierten Empathie in der Darstel-
lung“.

„Ein ,Kochrezept’ für Atteste gibt es nicht, das 
Thema ist zu vielschichtig“, fasste Dr. Wolf 
Rommel, Referent der Ärztekammer Westfa-
len-Lippe, zusammen. Angesichts des hohen 
Arbeitsaufwands, den die Erstellung einer 

großen Zahl aussagekräftiger Atteste erfor-
dere, riet Rommel dazu, je nach Anforderung 
zwischen „kleinen“ und „großen“ Attesten zu 
differenzieren. Grundsätzlich gebe es keine 
Verpflichtung, ein Attest auf Initiative Be-
troffener zu schreiben – anders sehe dies bei 
Anforderung eines Attests durch eine Behörde 
aus. 

dingt gesunken seien, komme es nicht an. Die 
weitere Frage, ob die nachgewiesenen chro-
nischen Erkrankungen des Antragstellers eine 
Befreiung rechtfertigen könnten, bedürfe da-
her keiner Klärung. 

Kontext der Entscheidung 

Die Berücksichtigung der wirtschaftlichen Zu-
mutbarkeit einer Vertreterbestellung im Rah-
men der Befreiungstatbestände der GNO wird 
von der Rechtsprechung grundsätzlich gebil-
ligt. Es sei nicht geboten, einzelne Ärzte zu 
Lasten ihrer Kollegen von ärztlichen Pflichten 
freizustellen, wenn sie im Übrigen ihrer be-
ruflichen Tätigkeit uneingeschränkt nachgin-
gen, also die wirtschaftlichen Möglichkeiten 
des freien Berufes voll nutzten und deshalb 
wirtschaftlich nicht schlechter, eventuell so-
gar besser gestellt seien als ihre Kollegen, auf 
deren Kosten sie die Freistellung begehrten 
(vgl. Kerber, jurisPR-MedizinR 4/2015 Anm. 4).

Fazit

Die Zumutbarkeit der Finanzierung eines 
Vertreters für den Notfalldienst ist eine Fra-
ge des Einzelfalls. Hierbei kommt es sowohl 
auf die Häufigkeit der Heranziehung zum 
Notfalldienst als auch auf die konkreten wirt-
schaftlichen Verhältnisse der Praxis an. Dabei 
kann es auch in Betracht kommen, neben den 
ärztlichen Honoraren Renten der Unfallversi-
cherungsträger einzubeziehen (vgl. Kerber, a. 
a. O.).


